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Übersichten

Außenpolitik

’(i)

Li Pengs Nahostmission

Vom 2. bis 14.Juli besuchte der chine­

sische Ministerpräsident Ägypten, Jor­

danien, den Iran, Saudi-Arabien, Sy­

rien und Kuwait (Näheres dazu im 

Nahost-Thema des vorliegenden Hef­

tes). -we-

*(2)

Chinas Haltung zur Abrüstung in 

Nahost

Vgl. dazu im einzelnen das Nahost- 

Thema im vorliegenden Heft, -we-

*(3)

Osteuropa verschwindet aus der chi­

nesischen Optik. Selbst Jugoslawien 

wird zum Nebenthema

Unmittelbar nach dem Beginn der Re­

formen in der Sowjetunion, in deren 

Gefolge es auch zu einem Tauwetter 

zwischen China und den Verbündeten 

Moskaus in Osteuropa gekommen war, 

hatten sich die chinesisch-osteuropä­

ischen Begegnungen erstaunlich 

schnell vervielfacht. 1986 beispielswei­

se besuchte der ZK-Vorsitzende der 

Polnischen Vereinigten Arbeiterpartei, 

Jaruzelski, sowie der damalige Gene­

ralsekretär der SED, Erich Honecker, 

die VR China. Im September 1986 

kamen der damalige chinesische Au­

ßenminister Wu Xueqian und der 

Stellvertretende Vorsitzende des Stän­

digen Ausschusses des NVK, Liao 

Hansheng, zu Besuchen nach Osteuro­

pa.

Bereits im Jahr vorher, 1985, hatte der 

damalige Stellvertretende Ministerprä­

sident Li Peng ebenfalls fünf osteuro­

päische Staaten besucht und mit Polen, 

Ungarn, der CSSR und Bulgarien

Handelsabkommen für den Zeitraum 

1986 bis 1990 abgeschlossen. Auch in 

den wissenschaftlich-technischen Be­

reichen hatte sich die Zusammenarbeit 

intensiviert. Man erinnerte sich damals 

gegenseitig an die exzellente Zusam­

menarbeit zwischen Osteuropa und 

China in den 50er Jahren, und man be­

schloß, diese alten Beziehungen mit 

neuem Inhalt zu füllen.

Auch in den nachfolgenden Jahren 

schien nichts mehr die "allseitige An­

näherung" bremsen zu können: So ka­

men z.B. im Oktober 1987 der ungari­

sche Parteichef Janos Kadar und im 

Mai 1988 der Generalsekretär der 

tschechoslowakischen KP, Milos Jakes, 

nach China. Immer wieder auch mel­

dete sich Ceausescu, und sogar Alba­

nien machte Anstalten, nach Jahren 

der Trennung sich dem während der 

Kulturrevolution so eng verbündeten 

"Bruderstaat" wieder anzuschließen.

Auch sonst schien alles nach den chi­

nesischen Wunschvorstellungen zu lau­

fen. Sehr angetan zeigte sich Beijing 

von den Reformen in Ungarn, Polen 

und Bulgarien (Näheres dazu bei­

spielsweise in: BRu 1988, Nr.3, S.26- 

29). Auch in der CSSR zeichnete sich 

nach chinesischer Auffassung ein deut­

licher "Reformtrend" ab (dazu bei­

spielsweise BRu 1988, Nr.2, S.23 f.).

Politisch konnte sich die Entwicklung 

ebenfalls sehen lassen: Im Februar 

1988 beispielsweise trafen sich die Au­

ßenminister der sechs Balkanstaaten 

(Albanien, Bulgarien, Griechenland, 

Rumänien, Türkei und Jugoslawien) zu 

Gesprächen, um, wie Beijing meinte, 

"ein Fundament für eine fruchtbare 

multilaterale Zusammenarbeit und 

gutnachbarliche Beziehungen zu ent­

wickeln" (BRu 1988, Nr.10, S.29).

Was insbesondere Jugoslawien anbe­

langt, so war das Verhältnis zu diesem 

Balkanstaat seit dem Besuch Titos i.J. 

1977 Gegenstand ständiger Begeiste­

rung der chinesischen Propaganda:

Nachdem Tito vorher jahrelang als 

"Erzrevisionist" beschimpft worden 

war, galt er nun, im Zeichen der nach 

"Prag" (1968) entstandenen gemeinsa­

men Achse gegen den "Sozialimperia­

lismus" zusammen mit Ceausescu als 

Hauptverbündeter in Osteuropa. Auch 

das jugoslawische Modell wurde nun in 

hellen Farben dargestellt, und voller 

Sympathie verfolgte die chinesische 

Presse die Reform- und Integrations­

bemühungen des Balkanstaats (zum 

Balkan-Ministertreffen: RMRB,

28.2.88). Sogar eine Tito-Biographie 

kam im Juni 1985 in China heraus. Mit 

Tito wurde auch der Eurokommunis­

mus salonfähig - kurzum, im Zeichen 

des gemeinsamen Kampfes gegen 

Moskau war alles und jedes recht, was 

als Bindemittel herhalten konnte.

Noch interessanter schien Osteuropa 

für China zu werden, als die Vertreter 

osteuropäischer KPs, unter ihnen auch 

SED-Vertreter Krenz, "Verständnis" 

für die Niedermetzelung der Studenten 

vor dem Tiananmen bekundeten.

Doch dann kam der große Schock: Ei­

ne "brüderliche" Partei nach der ande­

ren stürzte 1989 vom Sockel - im De­

zember 1989 gar der Hauptverbündete, 

Ceausescu.

Seit dieser Zeit kommt Beijing in Arti­

kulationsnot, wenn es über Osteuropa 

zu sprechen versucht. Ab und zu ist 

vom Besuch eines osteuropäischen Po­

litikers die Rede (so kam beispielswei­

se der rumänische Staatsminister Po- 

pescu im Juli zu Besuch) und ab und 

zu werden auch Wirtschafts- oder Wis- 

senschaftsprotokolle unterzeichnet - so 

z.B. in Warschau sowie in Prag im 

März 1991 (XNA, 17. und 27.3.91); 

außerdem besuchte Außenminister 

Qian Qichen bei seiner 17tägigen Eu­

ropareise im Februar 1991 neben Por­

tugal, Spanien, Griechenland und Mal­

ta auch drei ehemalige Ostblockstaa­

ten, nämlich Polen, Bulgarien und Un­

garn (dazu C.a., Februar 1991, Ü 4). 

Ferner wird über die "neue Koopera­

tion in Mittel- und Südeuropa" berich­

tet. So kamen beispielsweise vom 

31Juli bis 1-August 1990 die Vertreter 

Italiens, Österreichs, Ungarns, Jugo­

slawiens und der CSFR, die verschie­

denen Bündnissystemen und Wirt­

schaftsblöcken angehören, zusammen 

und sprachen über eine neue Koopera­

tion, die (wie in der chinesischen Be­

richterstattung nicht erwähnt) an Mo­

delle aus der K.u.k.-Zeit erinnert.
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Während des Berichtszeitraums 

schließlich (Juni/Juli) war lediglich 

von dem bereits erwähnten Besuch 

Popescus, ferner vom Tod einer bulga­

rischen Künstlerin (XNA, 11.7.91) und 

ein wenig von Jugoslawien die Rede. In 

einer Erklärung vom 29 Juni 1991 bei­

spielsweise zeigte sich ein Sprecher des 

chinesischen Außenministeriums über 

die "schlechte Situation in Jugoslawien 

sehr besorgt". China hält, wie zwischen 

den Zeilen deutlich zu lesen ist, die 

Unabhängigkeitserklärungen Slowe­

niens und Kroatiens für unheilvolle 

Entwicklungen (XNA, 6.7.91).

Im übrigen enthält sich Beijing weitge­

hend der Kommentierung zur Lage in 

Jugoslawien: Die von den Vertretern 

der Teilstaaten getroffenen Stillstands­

vereinbarungen würden leider immer 

wieder durch einzelne Gruppen ver­

letzt. Die EG habe sich bei den Ver­

mittlungsverhandlungen Verdienste 

erworben. Dasselbe müsse den 35 

Staaten der KSZE zugestanden wer­

den, die am 3. und 4.Juli eine Krisen­

sitzung abhielten, um die Situation Ju­

goslawiens zu diskutieren.

Je weiter sich die Krise jedoch ver­

schärfte, um so mehr hätten einige 

westliche Länder ihre Haltung zu Ju­

goslawien geändert und nun nicht 

mehr die Einheit Jugoslawiens unter­

stützt, sondern nur noch die friedliche 

Lösung der Krise befürwortet. Jugo­

slawien habe vor Versuchen einiger 

westlicher Länder gewarnt, die Unab­

hängigkeit Sloweniens und Kroatiens 

zu legalisieren, weil dies die Prinzipien 

der KSZE und des Völkerrechts ver­

letze. China versucht bei der Darle­

gung der Entwicklungen möglichst we­

nig Partei zu nehmen, doch merkt man 

immer wieder, wie seine Sympathien 

bei den Einheitsbefürwortern, im we­

sentlichen also bei den Serben hegt. 

Am 19.Juli 1991 überreichte der neue 

chinesische Botschafter, Zhang Dake, 

Staatspräsident Mesic sein Beglaubi­

gungsschreiben und betonte erneut, 

daß China über die gegenwärtige Si­

tuation in Jugoslawien "sehr besorgt" 

sei. China hoffe allerdings, daß geeig­

nete Mittel gefunden würden, "Stabili­

tät und Einheit" wiederherzustellen; 

denn diese seien die "einzigen nützli­

chen Wege für das jugoslawische Volk 

(XNA, 21.7.91; vgl. zum Thema Jugo­

slawien auch C.a., Juni 1991, Ü 2).

Zu den "sozialistischen" Ansprechpart­

nern gehört zumindest theoretisch 

nach wie vor auch Albanien, mit dem 

sich China ja nach einer langen Zeit 

der Entfremdung wiederversöhnt hat 

(dazu C.a., Januar 1991, Ü 2). Der 

ehemalige Parteichef Enver Hoxha, 

der am 11.4.1985 gestorben war, hatte 

das Verhältnis Albaniens zu China 

nach einer Phase intensiver Zusam­

menarbeit abkühlen lassen, nachdem 

Beijing 1977 einen der ärgsten Feinde 

Albaniens, nämlich Tito, nach China 

eingeladen hatte. Erst unter dem 

Nachfolger Hoxhas, Rauniz Alia, war 

es dann zu einer langsamen Wiederan­

näherung gekommen. Ein Jahr nach 

dem Antritt des neuen KP-Führers 

Aha gab Beijing am 12April 1986 eine 

höchst positive Einschätzung der Poli­

tik des "Nachfolgers" (dazu XNA,

14.4.86) . Auch über die mm angelaufe­

ne Reformpolitik gab es nur Lob. 1986 

wurde auch ein neuer albanischer Bot­

schafter nach China entsandt (XNA,

25.11.86) - ebenfalls ein Signal, -we-

*(4)

Kuba wünscht engere Beziehungen zu 

China

Am lJuli traf der Vizepräsident des 

kubanischen Staatsrats, Carlos Rafael 

Rodriguez, zu einem offiziellen Besuch 

in Beijing ein und wurde dort von der 

gesamten Führungselite willkommen 

geheißen.

Die neue Herzlichkeit steht in Kon­

trast zu dem kühlen Verhältnis, das 

zwischen der Volksrepublik und der 

Karibikinsel jahrelang herrschte. Kuba 

hatte seit Mitte der 60er Jahre als en­

ger Verbündeter der Sowjetunion ge­

golten, die damals ja in der chinesi­

schen Perzeption zum Hauptfeind auf­

gerückt war. Kuba war aus chinesi­

scher Sicht damals einer jener Ver­

bündeten der Sowjetunion, der überall 

in der Welt für Moskau die Kastanien 

aus dem Feuer holte. Kubanische 

Söldner seien im Dienst der Sowjet­

union in nicht weniger als 17 Ländern 

Asiens, Afrikas und Lateinamerikas tä­

tig - insgesamt 52.000 Soldaten, hieß es 

damals. Gerade mit Hilfe Kubas be­

treibe Moskau Expansion und Infiltra­

tion in Zentralamerika, im karibischen 

Raum und in Afrika. Was Israel für die 

USA in Nahost, sei Kuba für die 

UdSSR in Zentralamerika und Afrika.

Diese Zeiten sind, wie gesagt, verges­

sen. Inzwischen hat sich Beijing mit 

der Sowjetunion ausgesöhnt, Kuba hat 

seine Söldner zurückgezogen, und im 

übrigen betrachten sich beide Seiten 

als Mitglieder jenes klein gewordenen 

Häufchens der Getreuen, die bei der 

Verteidigung der Wagenburg "Sozia­

lismus" übriggeblieben sind.

Was Kuba selbst anbelangt, so fühlt es 

sich nach dem Zerbröckeln der Achse 

Havanna-Moskau in einer täglich heik­

ler werdenden Isolation, so daß es so­

wohl aus politischen als auch aus wirt­

schaftlichen Erwägungen heraus nach 

neuen Partnern Ausschau halten muß.

Für Rodriguez gab es denn auch, wie 

er betonte, zwei Hauptthemen, näm­

lich den gemeinsamen "politischen 

Willen, am Sozialismus weiterzubauen" 

und verstärkte Handelsbeziehungen 

mit China, dessen Produkte kubani­

schen Bedürfnissen entgegenkämen.

Bereits im Januar 1991 hatten Kuba 

und China eine 5jährige Handelsver­

einbarung unterzeichnet.

Die chinesische Seite legte bei ihren 

Erklärungen Wert auf die Tatsache, 

daß Kuba das erste lateinamerikani­

sche Land gewesen sei, das diplomati­

sche Beziehungen zur VR China auf­

genommen habe. Ferner wurde betont, 

daß beide Seiten am Führungsmono­

pol ihrer KPs festhalten wollten. 

Schließlich sollten die Beziehungen zu 

anderen Staaten auf der Basis der Fünf 

Prinzipien der friedlichen Koexistenz 

ausgestaltet werden (XNA, 4. und 

5.7.91.). "Wir sollten auf dem Gebiet 

der Wirtschaft und in anderen Berei­

chen die Vorteile des sozialistischen 

Systems voll ins Spiel bringen", hieß es 

in einer gemeinsamen Erklärung 

(XNA, 5.7.91.). Vor allem aber kam 

immer wieder die Forderung nach ei­

nem Festhalten an der Führung durch 

die jeweilige KP zum Ausdruck (eben­

da).

Neben Nordkorea, Vietnam und Kuba 

bleiben wenige Inseln des sog. "Sozia­

lismus", die China für Sonderbezie­

hungen gewinnen könnte. Selbst Kam- 

bodscha und Laos sind in dieser Hin­

sicht zwischenzeitlich zu zweifelhaften 

Gefährten geworden.

Aus dem lateinamerikanischen Gebiet 

kam im Berichtszeitraum nur noch der 

Premierminister von Jamaika zu Be­

such nach China (XNA, 5.6.91.). -we- 
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*(5)

Bald diplomatische Beziehungen mit 

Südafrika?

Anfang Juni 1991 bekundete ein Spre­

cher des chinesischen Außenministe­

riums Interesse an einer baldigen 

Normalisierung der Beziehungen Chi­

nas mit Südafrika: Es ereigneten sich 

dort z.Zt. "positive Wandlungen". 

"Normale Beziehungen" könnten in 

dem Augenblick aufgenommen wer­

den, da auch die letzen Spuren der 

Apartheidpolitik abgeschafft sind. Ge­

spräche zwischen beiden Ländern auf 

nichtdiplomatischer Ebene hätten be­

reits begonnen (so SABC-TV-Kanal 

Johannesburg nach SWB, 3.6.91). -we-

*(6)

China stellt die diplomatischen Bezie­

hungen mit der Zentralafrikanischen 

Republik ein

Am 8Juli nahm die Zentralafrikani­

sche Republik mit der Republik China 

diplomatische Beziehungen auf. Taibei 

hat damit erneut einen Einbruch in die 

diplomatische Front der Volksrepublik 

erzielt, nachdem es schon vorher Gre­

nada, Liberia, Belize, Lesotho, Guinea- 

Bissau und Nicaragua aus der Front 

der Volksrepublik "herausgesprengt" 

hatte, und zwar mit seiner im Novem­

ber 1988 eingeleiteten "flexiblen Di­

plomatie" (tanxing waijiao), die von 

Beijing als "Geld-Diplomatie" verur­

teilt wird, da das wohlhabende Taiwan 

seine neuen Partner gut zu bezahlen 

pflegt, während sie von Beijing meist 

nur schöne Worte entgegennehmen 

können.

Noch am gleichen Tag "stellte" die 

Volksrepublik daraufhin ihre diploma­

tischen Beziehungen zu dem afrikani­

schen Staat ein. Der Akt widerspreche 

dem Kommunique von 1964 (Aufnah­

me der diplomatischen Beziehungen) 

und von 1976 und sei "für das chinesi­

sche Volk völlig unannehmbar" (XNA,

20.7.91). -we-

*(7)

Beinahe-Rückschlag im amerikanisch­

chinesischen Verhältnis: Der Kampf 

um die Meistbegünstigungsklausel

Schon gleich im Anschluß an die di­

plomatischen Beziehungen zwischen 

Washington und Beijing, die mit Wir­

kung zum 1 Januar 1979 zustande ge­

kommen waren, hatte ein Tauziehen 

um die Gewährung der Meistbegünsti­

gung an China begonnen. Die Ameri­

kaner hatten den MB-Status von einer 

Garantie der Chinesen abhängig ge­

macht, ihre Staatsbürger auswandern 

zu lassen (vgl. u.a. C.a., Mai 1979, Ü 7; 

C.a., Juni 1979, Ü 42).

Nach langem Hin und Her wurde dann 

am 7Juli 1979 das Handelsabkommen 

zwischen beiden Ländern unterzeich­

net, in dem auch die Meistbegünsti­

gung enthalten war: Importe aus China 

unterlagen damit dem jeweils niedrig­

sten Zollsatz, den die USA auch ande­

ren Ländern einräumten. China wurde 

damit den meisten Außenhandelspart­

nern der USA gleichgestellt, während 

nur wenige Länder, darunter die 

UdSSR, im Nachteil blieben.

Wie sich schon bald herausstellte, 

brachte der MB-Status den Chinesen 

Vorteile in Höhe von vielen Milliarden 

US-Dollar. Kaum noch jemand zwei­

felte an der Korrektheit dieser Begün­

stigung, und Jahr für Jahr stimmten 

beide Häuser des US-Kongresses der 

Verlängerung des MB-Status zu - bis 

dann jenes Ereignis eintrat, das auf die 

amerikanisch-chinesischen Beziehun­

gen einen tiefen Schatten warf, näm­

lich das Tiananmen-Massaker.

Bereits 1990 hatten die meisten Mit­

glieder des Repräsentantenhauses für 

eine Beendigung des MB-Status vo­

tiert, waren damals mit der Vorlage 

allerdings im Senat gescheitert. Die 

meisten Abgeordneten des Repräsen­

tantenhauses argumentierten, eine Be­

endigung der MB stärke lediglich die 

konservativen Kräfte in Beijing und 

schade den amerikanischen Außen­

wirtschaftsbeziehungen.

Präsident Bush und seine Regierung 

sowie die meisten Senatoren argumen­

tierten umgekehrt, daß normale Han­

delsbeziehungen mit China am besten 

geeignet seien, die Beijinger Führung 

zu Reformen zu zwingen.

1991 begann die MB-Debatte ein wei­

teres Mal. Sie hatte ihre Schatten vor­

ausgeworfen und die chinesische Re­

gierung beunruhigt. Immer wieder 

wiesen chinesische Politiker und Di­

plomaten die USA darauf hin, daß die 

MB-Klausel essentiell für das ameri­

kanisch-chinesische Verhältnis sei, und 

daß sich die USA bei einer Abschaf­

fung ins eigene Fleisch schnitten (z.B. 

XNA, 11.7.91).

Auch die G-7-Gruppe, also die "Grup­

pe der 7 am meisten industrialisierten 

Nationen", hatte bei ihrem Gipfel in 

London Mitte Juli 1991 empfohlen, 

daß die USA damit fortfahren sollten, 

China den MB-Status einzuräumen.

Alle Warnungen und Empfehlungen 

nützten jedoch nichts: Mit 313 gegen 

112 Stimmen beschloß das Repräsen­

tantenhaus am 20.7.1991, die MB im 

Handel mit China für 1992 auszusetzen 

und die Verlängerung an Bedingungen 

zu knüpfen, welche die Menschenrech­

te und den Waffenexport betreffen 

(XNA, 12.7.91).

Die dramatische Mehrheit, die hier er­

reicht wurde, war nicht zuletzt durch 

das von amnesty international beklagte 

"wachsende Ausmaß von Repressionen 

und Hinrichtungen" sowie durch die 

Waffenlieferungen der Beijinger Re­

gierung in Spannungsgebiete beein­

flußt worden.

Die Entscheidung bedeutete eine Nie­

derlage für Präsident Bush, der den 

MB-Status Chinas unangetastet lassen 

wollte.

Beijing reagierte mit der erwarteten 

Schärfe. Gewiß, die Maßnahme werde, 

wenn sie denn verhängt werde, China 

schaden, gleichzeitig schnitten sich 

aber auch die USA ins eigene Fleisch: 

Vier Folgen seien vor allem zu erwar­

ten: (1) Die USA würden den Markt in 

China verlieren, von dem sie bisher als 

drittgrößter Handelspartner profitiert 

hätten. Die Exporte aus den USA hät­

ten bisher rd. 13% des gesamten Im­

portvolumens Chinas ausgemacht. Die 

USA hätten Weizen im Werte von 1,1 

Mrd.USS geliefert. Jährlich habe Chi­

na auch Luftfahrtausrüstungen im 

Werte von rd. 1 Mrd. bezogen, ferner 

Kunstdünger im Werte von 480 Mio., 

Baumwolle im Werte von 250 Mio., 

Holz und Papier im Werte von 260 

Mio., Computer und Maschinen im 

Werte von 340 Mio. Rd.100.000 Ame­

rikaner hätten ihre Arbeitsplätze dem 

Handel mit der VR China zu verdan­

ken. Gerade auch habe die zweite chi­

nesische Einkäufer gruppe in den USA 

Waren im Werte von 1,2 Mrd. US$ 

geordert. Gemäß dem Zehnjahresplan 

Chinas nähmen die Importe bis zum



CHINA aktuell -418- Juli 1991

Jahr 2000 rapide zu. Hier überließen 

die USA ihren Konkurrenten aus Ja­

pan und Europa den Markt. (2) Ferner 

gingen den Amerikanern billige Impor­

te aus China verloren, wodurch vor al­

lem die amerikanischen Konsumenten 

geschädigt würden. (3) Auch die ame­

rikanischen Investitionen könnten be­

einträchtigt werden. Bisher hätten

1.309 US-Unternehmen eine Gesamt­

summe von 4,36 Mrd.USJ in China in­

vestiert. (4) Nicht zuletzt auch werde 

Hongkong unter dem Rückgang des 

amerikanisch-chinesischen Handels 

leiden, über dessen Gebiet ja ein 

Großteil des chinesisch-amerikani­

schen Transitvolumens verlaufe 

(RMRB, 13.7.91).

Die Abstimmung sei im übrigen eine 

"Einmischung in die inneren Angele­

genheiten Chinas" (XNA, 12.7.91).

Der MB-Status sei ein "Eckstein der 

sino-amerikanischen Beziehungen" 

(RMRB, 15.7.91). Leider sei die all­

jährliche Diskussion um den MB-Sta­

tus Chinas zu einer "ständigen Waffe" 

(changbei wuqi) der USA gegen China 

geworden (RMRB, 15.7.91). Man täu­

sche sich jedoch nicht: China gehe kei­

nen Handel "MB gegen Prinzipien" ein. 

Vor allem könne eine solche Entschei­

dung keinen Einfluß auf das Tempo 

oder das Ausmaß der Reformen ha­

ben. China lasse sich nicht "strafen".

Hoffnung konnte Beijing jetzt nur noch 

auf den Senat setzen, der bereits im 

Vorjahr gegen das Votum des Reprä­

sentantenhauses gestimmt hatte.

Es zeigte sich erneut, daß die beiden 

Häuser des Kongresses in der China- 

Frage tief gespalten sind; denn nach 

einer Debatte von eineinhalb Tagen 

beschloß der Senat mit 55:44 Stimmen, 

daß die Meistbegünstigung für China 

ab Juni 1992 nur dann aberkannt wer­

den solle, falls die Volksrepublik wäh­

rend der nächsten 12 Monate gewisse 

Bedingungen nicht erfüllt. Zu diesen 

Bedingungen gehörten die Aufnahme 

Taiwans in das GATT, die Teilnahme 

Beijings an einem globalen Vertrag zur 

Nichtweiterlieferung gewisser Waffen 

und die Nichtlieferung von Gütern, die 

in chinesischen Gefängnissen herge­

stellt werden (SCMP, 20.7.91). Auch 

die Menschenrechtsfrage wurde hier 

angesprochen.

Der Präsident hat nach amerikanischer 

Verfassung das Recht, gegen Beschlüs­

se des Kongresses ein Veto einzulegen, 

woraufhin in beiden Häusern mehr als 

zwei Drittel der Stimmen erforderlich 

sind, um dieses Veto zu überstimmen.

Bush machte von diesem Vetorecht 

keinen Gebrauch, sondern verlängerte 

den MB-Status am 23 Juli 1991. Beijing 

begrüßte diese Maßnahme, bedauerte 

aber, daß Bush gleichzeitig einen Be­

schluß bekanntgegeben habe, demzu­

folge der Export von Satellitenteilen 

nach China reduziert werde. Diese 

Maßnahme treffe vor allem Chinas 

Wetterforschungseinrichtungen, die - 

angesichts der gewaltigen Unwetter in 

den vor angegangenen Wochen - für 

China ganz besonders unentbehrlich 

seien (XNA, 25.7.91).

Der Schwarze Peter hegt also jetzt 

wieder bei der VR China.

Das Abstimmungsergebnis von Wa­

shington scheint die Behörden in Chi­

na nachdenklich gemacht zu haben. 

Zum ersten Mal ließen sie nämlich 

wenige Tage nach der Abstimmung die 

erste Gruppe ausländischer Menschen­

rechtsvertreter in die Volksrepublik 

einreisen. Die Teilnehmer dieser 

Gruppe zeigten sich beeindruckt, da 

die Behörden mehr Informationen ge­

geben hätten als erwartet. Der Delega­

tion wurde u.a. der Zutritt zum größ­

ten Gefängnis Beijings gewährt (IHT, 

13./14.7.91).

Am 15.Juh wurden ferner zwei Dissi­

denten freigelassen, die in Hengyang 5 

Monate lang eingesperrt gewesen wa­

ren. Diese Maßnahme erfolgte, nach­

dem der ehemalige US-Präsident Car­

ter sich für sie eingesetzt hatte (SCMP,

19.7.91). -wc-

Innenpolitik

*(8)

Deng Xiaoping: Künftige Unruhen 

müssen sofort unterdrückt werden

Einem Artikel des Beijinger Korre­

spondenten der Hongkonger Zeit­

schrift Zhengming zufolge soll Deng 

Xiaoping in einem Gespräch mit dem 

ZK-Generalsekretär Jiang Zemin ge­

fordert haben, künftige Unruhen ohne 

Verzögerung im Keim zu ersticken. 

Die Unterredung soll vor der Moskau-

Reise von Jiang Zemin (15.-19.5.1991) 

stattgefunden haben. Die entsprechen­

de Gesprächspassage wird in Zheng­

ming wie folgt zitiert:

"Deng: Was sollte unternommen wer­

den, wenn noch einmal Unruhen aüs- 

brechen?

Jiang Zemin: ‘Dann wird der Ständige 

Ausschuß [des Politbüros des ZK der 

KPCh] kollektiv über Gegenmaß­

nahmen beraten.’

Deng Xiaoping: ‘Sie müssen sofort 

unterdrückt werden! Je später [wir 

dagegen vorgehen], desto größer wird 

ihr Ausmaß und desto schwieriger 

wird es sein, die Ordnung wiederher­

zustellen... Was soll denn unternom­

men werden, wenn der Ständige Aus­

schuß kollektiv berät, und es dann 

wieder zu Meinungsverschiedenheiten 

kommt? Zunächst muß die Armee 

eingesetzt werden, und erst dann er­

folgt das politische Zeremoniell!’" 

(Luo Bing in: Zhengming, Juni 1991, 

S. 8) -sch-

*(9)

Informelle Rangfolge der politischen 

Führung

Aus den in der Volkszeitung seit der 

blutigen Niederschlagung der Protest­

bewegung von 1989 veröffentlichten 

Namenslisten von Teilnehmern an po­

litischen Großveranstaltungen oder an 

Trauerfeiern konnte die folgende in­

formelle Rangfolge innerhalb der poli­

tischen Führung ermittelt werden:

PB = Politbüro

PB/SA-M= Mitglied des Ständigen 

Ausschusses des Polit­

büros des ZK der KPCh 

ZBK = Zentrale Beraterkommission

ZBK/SA-M = Mitglied des Ständigen 

Ausschusses der Zen­

tralen Beraterkommis­

sion

Politbüro-Ebene

(Politbüro-Mitglieder, stellvertretende 

Ministerpräsidenten und Revolutions­

veteranen)

Führungskern

1) Jiang Zemin (1926, ZK-General­

sekretär, Vorsitzender der ZK- 

Militärkommission, PB/SA-M)


